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1. Teil 
Problemstellung - Begründungen 

im Recht als Rechtfertigungstexte innerhalb 
einer rechtsstaatlichen Textstruktur 

Die Frage, wann die Begründung einer Rechtsanwendung den an sie zu stel-
lenden Anforderungen gerecht wird, ist nicht nur von theoretischem Interesse, 
sondern insbesondere für die Rechtspraxis von allergrößter Wichtigkeit. Dies 
wird bereits bei einem Blick auf einige Zahlen deutlich: So waren etwa im No-
vember 2000 in der Online-Datenbank ,juris" 47.390 Entscheidungen (davon 
alleine 5.666 des BGH) nachgewiesen, die in der Suchrubrik „Kurztext" - d.h. 
nicht an irgendeiner untergeordneten Stelle im Text der Entscheidung, sondern 
im Leitsatz bzw. in einer kurzen internen Beschreibung durch die juris-Redak-
teure - den Begriff  der „Begründung" enthalten.1 Für die engeren Suchbegriffe 
„Begründungspflicht" und „Urteilsbegründung" waren immerhin noch 1.812 
(davon 216 des BGH) bzw. 976 (davon 209 des BGH) Entscheidungen nachge-
wiesen.2 

Nun ist dieses Ergebnis bei unvoreingenommener Betrachtung nicht wirklich 
erstaunlich. Man kann sich durchaus vorstellen, dass der Begründung einer Ent-
scheidung im Rechtsstaat eine zentrale Bedeutung zukommt, die derjenigen des 
die Entscheidung tragenden Normtextes recht nahe kommen könnte. Weniger 
leicht ist es aber, diese Bedeutung der Begründung der Rechtsanwendung näher 
zu kennzeichnen: Das BVerfG3 etwa betont in seiner Rechtsprechung zwar oft 
die große Bedeutung von Begründungen. Allerdings zeichnet es deren Funktion 

1 Dabei ist zwar zu beachten, dass nach der Suchstruktur der juris-Datenbank hierun-
ter auch zusammengesetzte Verwendungen des Wortbestandteils „Begründung" (z.B. in 
Begründungspflicht, Begründungsfrist  o.ä.) fallen. Indes zeigt die Tatsache, dass auch 
solche Derivate des Begriffs  überhaupt eine Rolle spielen (d.h. etwa, dass das Gesetz 
überhaupt Vorschriften über die Begründungsfrist  eines Urteils enthält) nur um so deut-
licher, wie wichtig die Begründungsfrage ist. Die permanente Bedeutung wird auch da-
durch eindrucksvoll deutlich gemacht, dass sich die Zahl der Nachweise während der 
einjährigen Entstehung des Manuskripts dieses Buches, d.h. seit November 1999, um 
fast 3.000 (davon fast 200 des BGH) vergrößert hat (Mitte November 1999 waren es 
44.560 Entscheidungen davon 5.472 des BGH). 

2 Damit ist auch ausgeschlossen, dass der Begriff  etwa in Zusammenhängen wie „Be-
gründung einer Garantenstellung", „Begründung einer Zahlungsverpflichtung" o.ä. ge-
braucht wird, was bei den o.g. 47.390 Verwendungen im Kurztext sicher auch einen ge-
wissen Anteil ausmacht. 

3 Vgl. zur Rechtsprechung des BVerfG auch näher unten S. 286 ff. 
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nicht klar nach. Wenn z.B. ausgeführt  wird, es sei „ein rechtsstaatlicher Grund-
satz, dass ein Staatsbürger, in dessen Rechte eingegriffen  wird, Anspruch darauf 
hat, die Gründe dazu zu erfahren" 4, so ist diese (im Ergebnis zutreffende)  Fest-
stellung zwar insoweit von Interesse, als dadurch klar gemacht wird, dass nicht 
nur eine objektive Begründungspflicht,  sondern auch ein subjektives Begrün-
dungsrecht des Betroffenen  besteht.5 Über die Funktion der Begründungspflicht 
(die auch für die an sie zu stellenden Anforderungen  von Belang sein kann), ist 
damit aber noch nichts gesagt. 

Sie wird vielmehr erhellt, wenn man das Zusammenspiel von unterschiedli-
chen Textsorten im Rahmen einer Fallentscheidung - sei es durch das Gericht, 
sei es durch ein Organ der Exekutive6 - betrachtet: Sowohl der Normtext als 
auch der gerichtliche oder behördliche Tenor7 sind anordnende  Texte?  die sich 
dadurch unterscheiden, dass sie auf unterschiedlichen Konkretisierungsstufen 
im Prozess der Entscheidungsfindung stehen. Während sich die Legitimität der 
Anordnung im Normtext aber aus der demokratischen Legitimation des Gesetz-

4 BVerfGE 49, 24, 66; ähnlich bereits BVerfGE 6, 32, 44; einschränkend aber für 
nicht mehr anfechtbare Entscheidungen BVerfGE 50, 287, 289 f. 

5 Nach BVerfGE 6, 32, 44 führt allerdings ein Verstoß gegen diese Pflicht nicht zur 
Aufhebung einer entsprechenden (in diesem Fall: Verwaltungs-) Entscheidung, wenn die 
unbegründete Entscheidung in der Sache nicht zu beanstanden ist. Dieser Gedanke liegt 
auch der Regelung des § 46 VwVfG zugrunde. 

6 Im Folgenden wird (wie auch im Titel der Arbeit) oftmals nur von der richterlichen 
Begründung die Rede sein. Soweit es um generelle Probleme der Rechtsanwendung -
z.B. um die Möglichkeiten eines rein deduktiven Syllogismus, die Auslegungskanones 
als Kontexte zur Erschließung einer Zeichenkette u.v.a. - geht, steht hier die richterliche 
Entscheidung zumeist als pars pro toto für juristisches Entscheiden von Bedeutungskon-
flikten in Normtexten überhaupt (vgl. auch Fn. 7). Allerdings ergeben sich für die 
richterliche Entscheidung - z.B. mit Blick auf die pragmatischen Bindungen unter 
rechtssoziologischem Blickwinkel oder auf das seiner Entscheidung regelmäßig voran-
gegangene mündliche Verfahren mit den Standpunkten zweier sich widersprechender 
Parteien - auch durchaus Besonderheiten, die für andere juristische Entscheidungen je-
denfalls nicht typisch sind bzw. dort allenfalls „simuliert" werden (vgl. etwa zur Situa-
tion in Prüfungsarbeiten  Kudlich/Christensen,  Juristisches Argumentieren, im Erschei-
nen in: JuS 2001/2002). Dies rechtfertigt  es, das richterliche  Begründen als wohl kom-
plexestes Problem im Rahmen der Gesetzesanwendung in den Mittelpunkt der Überle-
gungen zu stellen. 

7 Die Überlegungen zum Tenor einer Entscheidung lassen sich - mutatis mutandis -
auch auf die Anträge eines Anwaltsschriftsatzes oder eines staatsanwaltschaftlichen 
Schlussplädoyers übertragen: Die Anordnung kann hier vom Verfasser  auf Grund seiner 
Stellung nicht selbst verbindlich getroffen  werden, er fordert  aber, dass eine (ihrerseits 
dann wieder anordnende) Entscheidung des beantragten Inhalts getroffen  werden soll. 
Der Legitimitätstransfer  vom Normtext auf diese Forderung ist unter dem Gesichtspunkt 
der rechtsstaatlichen Textstruktur nach den gleichen Anforderungen unterworfen wie 
derjenige vom Normtext auf den Tenor einer Entscheidung. 

8 Vgl. Müller/Christensen/Sokolowski,  Rechtstext und Textarbeit, 1997, S. 117. 
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gebers ergibt, muss die Legitimität des Gerichts bzw. der Behörde begründet 
werden, d.h. ein Legitimitätstransfer  vom Normtext zum Tenor ist notwendig. 

Das Erfordernis  eines solchen generellen Legitimitätstransfers scheint vom zugrunde 
gelegten Modell der Rechtsfindung im Grundsatz zunächst unabhängig. Allerdings be-
steht ein Unterschied darin, ob die Verknüpfung zwischen den anordnenden Texten als 
„notwendige" oder als „nur tatsächlich durchgeführte"  und an der lex artis überprüfbare 
verstanden wird: Soweit nach dem tradierten Deduktionsmodell „Auslegung" nur als 
„Nachvollzug eines bereits Vorvollzogenen" verstanden wird, dient die Begründung dem 
Nachweis,  dass tatsächlich der behauptete „Vorvollzug" stattgefunden hat. Sieht man 
dagegen (insbesondere der Strukturierenden Rechtslehre folgend) in der einzelnen Fall-
entscheidung eine Rechtskonkretisierung als „Rechtserzeugung zweiter Stufe", so wird 
dieser Legitimitätstransfer  - allenfalls auf den ersten Blick überraschend - sogar noch 
wichtiger: Auf Grund des von der Verfassung vorgesehenen Zusammenspiels bei der 
Rechtserzeugung (vgl. Art. 78 und 92 GG) ist in einem System geschriebenen Rechts der 
Normtext von überragender indizieller Bedeutung für die zu gewinnende Entscheidungs-
norm.11 Die verfassungsrechtlich (vgl. Art. 97 I GG) geforderte  Gesetzesbindung12 bzw. 
Konstitutionalisierung  und Kontrolle  der  richterlichen  Entscheidungsgewalt  kann hier 
gerade nur dadurch erfolgen, dass der Entscheidungsträger seine Rechtserzeugung sowie 
die Zurechenbarkeit der Entscheidungsnorm zum Normtext lege artis nachvollziehbar 
offen  legt. 

Diesem Legitimitätstransfer  dient nun die Entscheidungsbegründung als 
rechtfertigender  Text. 13 Für die Rechtfertigung der Entscheidung kann aber 
natürlich das bloß formale Vorliegen eines etwa mit „Entscheidungsgründen" 
überschriebenen Abschnitts nicht genügen. Die für die Einlösung des Gesetzes-
bindungspostulats erforderliche  Überprüf-  und Nachvollziehbarkeit der Begrün-
dung, die auch das Streben des bürgerlichen Verfassungsstaats der Neuzeit nach 
Rationalität befriedigen kann,14 muss vielmehr bestimmten inhaltlichen bzw. 
methodischen Anforderungen  gerecht werden. 

9 Vgl. Müller/Christensen/Sokolowski,  Rechtstext und Textarbeit, 1997, S. 121 ff. 
Anders für sein Modell einer „Entscheidungsbegründung statt Entscheidungsfindung" 
Brink,  Über die richterliche Entscheidungsbegründung, 1999, S. 212 ff.,  227 ff.,  der aber 
die Antinomie zwischen „Logik" und „Wertung" überbetont, da eine Wertung, die nicht 
verständlich gemacht werden kann, letztlich bloßer Dezisionismus ist. 

10 Vgl. etwa Christensen,  Was heißt Gesetzesbindung?, 1989, S. 290 ff. 
11 Vgl. Friedrich  Müller,  Juristische Methodik, 1997, S. 220, der daher auch (nicht 

aus methodischen, sondern aus rechtsstaatlich-normativen Gründen) zur Unzulässigkeit 
von Entscheidungen kommt, „die den Wortlaut einer Norm offensichtlich  überspielen". 

12 Vgl. dazu aus Sicht der Strukturierenden Rechtslehre ausführlich  Christensen,  Was 
heißt Gesetzesbindung?, 1989. 

13 Vgl. Müller/Christensen/Sokolowski,  Rechtstext und Textarbeit, 1997, S. 117, 
121 ff.  sowie Brink,  Über die richterliche Entscheidungsbegründung, 1999, der bei der 
Rechtfertigungsfunktion  weiter differenziert  zwischen erklärender und kontrollierender 
Funktion der Begründung. 

14 Vgl. zu diesem Aspekt Müller/Christensen/Sokolowski,  Rechtstext und Textarbeit, 
1997, S. 116 f. sowie Friedrich  Müller,  Juristische Methodik, 1997, S. 32 f. Zur sich 
wandelnden Bedeutung der Entscheidungsbegründung in der historischen Entwicklung 


